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Problem: Widerruf eines Werkvertrages über einen 
Badezimmereinbau
Einordnung: Schuldrecht, Widerrufsrecht

LG Münster, Urteil vom 23.03.2022
210 O 59/21

EINLEITUNG
Den Widerruf eines Werkvertrages durch den Verbraucher thematisierten wir 
in den letzten Monaten mehrfach in der RA (siehe RA 01/2022, 1 ff. und RA 
03/2022, 119 ff.), wobei sich die Problemstellungen von Fall zu Fall deutlich 
unterscheiden.

SACHVERHALT
K errichtete auf seinem eigenen Grundstück eine Doppelhaushälfte. Für den 
Neubau beauftragte er die P-GmbH mit der Bauplanung und -leitung. Die 
Geschäftsführerin der Firma, Frau P, erstellte für diverse Gewerke Ausschrei-
bungen. Auf das Gewerk Sanitärarbeiten gab B unter dem 25.04.2020 ein Angebot 
ab. In der Folgezeit lud P den Geschäftsführer der B in ihre Geschäftsräume ein, 
um das Angebot zu erörtern. K nahm auf Veranlassung der P an diesem Termin 
am 06.05.2020 teil. Der Vertrag über die Sanitärarbeiten wurde vom Geschäfts-
führer der B und K unterzeichnet. Die Parteien einigten sich auf der Grundlage  
des Angebots vom 25.04.2020 von 16.268,41 € netto bei einer Skontoabrede von 
zwei Prozent. Der Kläger wurde nicht hinsichtlich eines Widerrufsrechts belehrt.
In der Folge erbrachte B Leistungen, die sie jeweils gegenüber dem K in 
Rechnung stellte. Auf die ersten beiden Rechnungen der B zahlte K 4.900  €  
sowie 2.273,60 €; auf die dritte Rechnung über 8.132 € erfolgte keine Zahlung.  
K war mit den Arbeiten nicht zufrieden. Mit Schreiben vom 17.11.2020 erklärte 
der K, dass er den Vertrag widerrufe und forderte B zur Rückzahlung der  
vom Kläger erbrachten Zahlungen auf. K verlangt die Rückzahlung von 
7.173,60 € Zug um Zug gegen Rückgabe von genau bezeichneten, unver-
bauten Sanitär-Materialien. B verlangt nicht die Rückgewähr der von ihm 
eingebauten Materialien, ist jedoch zur Rückzahlung nur gegen Zahlung von 
Wertersatz bereit. Zu Recht?

LÖSUNG

A. Anspruch des K gegen B gem. § 355 III BGB auf Rückzahlung der 
gezahlten 7.173,60 € 
K könnte gegen B einen Anspruch auf Rückzahlung der von ihm gezahlten 
7.173,60 € Zug um Zug gegen Rückübereignung und Rückgewähr der von  
ihm bezeichneten Materialien aus § 355 III BGB haben. Dies setzt ein Wider-
rufsrecht i.S.d. § 355 BGB des K voraus, ferner, dass K innerhalb der Widerrufs-
frist widerrufen hat.

I. Widerrufserklärung gem. § 355 I BGB
K erklärte mit Schreiben vom 17.11.2020 den Widerruf gem. § 355 I BGB.

II. Widerrufsrecht gem. §§ 355, 312, 312b, 312g BGB
K könnte zur Zeit des Widerrufs ein Widerrufsrecht gem. §§ 355, 312, 312b, 
312g BGB gehabt haben. 

LEITSATZ DER REDAKTION
1.	 Gemäß § 312b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 

BGB sind außerhalb von Geschäfts-
räumen geschlossene Verträge 
solche, die bei gleichzeitiger kör-
perlicher Anwesenheit des Ver-
brauchers und des Unternehmers 
an einem Ort geschlossen werden, 
der kein Geschäftsraum des Unter-
nehmers ist. 

2.	 Der wortlautgetreuen Anwendung 
von § 312b BGB steht auch nicht  
der Sinn und Zweck der Vor-
schrift entgegen. Wenngleich 
grundsätzlich maßgeblich für das 
Bestehen eines Widerrufsrechts 
sein soll, dass die Gefahr einer 
Überrumpelung des Verbrauchers 
besteht, wenn er in der konkreten 
Situation mit entsprechenden 
Angeboten rechnen musste und 
jegliches Überraschungsmoment 
fehlt, wenn der Verbraucher die 
Infrastruktur klar als Geschäftsraum 
erkennt und sich auch in Erwartung 
einer Verhandlungssituation dort-
hin begeben hat, hat der Gesetz-
geber bewusst insoweit keine  
Ausnahme vom Bestehen des 
Widerrufsrechts vorgesehen. 
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1. Persönlicher Anwendungsbereich
Dies setzt einen Verbrauchervertrag gem. § 310 III BGB zwischen K als Ver-
braucher gem. § 13 BGB und B als Unternehmer gem. § 14 BGB voraus.

[16] Gemäß § 312g Abs. 1 BGB steht dem Verbraucher bei außerhalb von 
Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen ein Widerrufsrecht gemäß 
§ 355 BGB zu. Die Beklagte ist Unternehmerin im Sinne von § 14 BGB, da  
sie den Vertrag in Ausübung ihrer gewerblichen Tätigkeit abgeschlossen 
hat. Der Kläger ist Verbraucher im Sinne von § 13 BGB. Dabei steht auch der 
Umstand, dass der Kläger den Neubau vermietet und damit die Erzielung 
von Einnahmen beabsichtigt, der Verbrauchereigenschaft nicht entgegen. 
Es handelt sich um private Vermögensverwaltung, so dass der Kläger 
auch in seiner Funktion als (zukünftiger) Vermieter Verbraucher im 
Sinne von § 13 BGB bleibt. Private Vermögensverwaltung ist anzu-
nehmen, solange die Vermietung keinen planmäßig eingerichteten 
Geschäftsbetrieb erfordert (…). So liegt es hier. Der Kläger ist, wie er im 
Termin zur mündlichen Verhandlung von der Beklagten unwidersprochen 
vorgetragen hat, Eigentümer ausschließlich des hier streitgegenständ-
lichen Grundbesitzes; über weitere Vermietungsobjekte verfügt er nicht. 
Auch bedient er sich keiner Angestellten oder Hilfspersonen hinsichtlich 
der Verwaltung der Immobilie.

Folglich liegen die persönlichen Voraussetzungen des Widerrufsrechts aus 
§§ 312, 312b, 312g BGB vor.

2. Sachlicher Anwendungsbereich
K und B müssten gem. § 312b BGB einen Vertrag außerhalb von Geschäfts-
räumen des Unternehmers geschlossen haben. Dies erscheint zunächst zwei-
felhaft. Der Vertrag wurde zwar nicht in den Geschäftsräumen der B, dafür aber 
in den Geschäftsräumen der Unternehmerin P-GmbH geschlossen.

[17] Es handelt sich auch um einen Vertragsschluss außerhalb von 
Geschäftsräumen. Gemäß § 312b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BGB sind außerhalb 
von Geschäftsräumen geschlossene Verträge solche, die bei gleichzeitiger 
körperlicher Anwesenheit des Verbrauchers und des Unternehmers an 
einem Ort geschlossen werden, der kein Geschäftsraum des Unternehmers 
ist. Diese Voraussetzung ist erfüllt, da es sich bei den Räumen, in denen 
der Vertrag geschlossen wurde, um solche der Firma X GmbH - und gerade 
nicht solche der Beklagten - handelt. Nach dem eindeutigen Wortlaut der 
Vorschrift, die auf Grund der Vollharmonisierung der maßgeblichen 
europarechtlichen Richtlinie einer erweiternden Auslegung und Ana-
logie grundsätzlich nicht zugänglich ist (…), handelt es sich um den 
Vertragsschluss außerhalb von Geschäftsräumen.
[18] Der wortlautgetreuen Anwendung von § 312b BGB steht auch nicht der 
Sinn und Zweck der Vorschrift entgegen. Wenngleich grundsätzlich maß-
geblich für das Bestehen eines Widerrufsrechts sein soll, dass die Gefahr 
einer Überrumpelung des Verbrauchers besteht (…), was nicht der Fall 
ist, wenn er in der konkreten Situation mit entsprechenden Angeboten 
rechnen musste (…), und jegliches Überraschungsmoment fehlt, wenn 
der Verbraucher die Infrastruktur klar als Geschäftsraum erkennt und 
sich auch in Erwartung einer Verhandlungssituation dorthin begeben 
hat (…), hat der Gesetzgeber wohl bewusst insoweit keine Ausnahme 
vom Bestehen des Widerrufsrechts vorgesehen. Vielmehr ist der 

Wichtiger Aspekt des Falles: Ab wann 
ist man bei der Verwaltung eigenen 
Vermögens kein Verbraucher i.S.d. 
§ 13 BGB mehr? 

Bei wörtlicher Anwendung des 
§ 312b BGB wurde der Vertrag nicht 
innerhalb der Geschäftsräume der 
B geschlossen. Damit unterfällt der 
Vertrag dem Widerrufsrecht des 
§§ 312, 312b, 312g BGB. 

Es schadet nicht, dass der Vertrag 
in den Geschäftsräumen der P 
geschlossen wurde.
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Gesetzgeber auf zahlreiche Sonderkonstellationen eingegangen und hat 
diesbezüglich Regelungen getroffen, so dass nicht unterstellt werden kann, 
dass für Konstellationen wie die vorliegende eine vom Wortlaut abwei-
chende (bzw. sogar widersprechende) Anwendung des Gesetzes angezeigt 
wäre. So hat der Gesetzgeber erkannt, dass Unternehmer regelmäßig auch 
außerhalb ihrer eigenen Geschäftsräume Verträge abzuschließen pflegen, 
und daher (z.B.) in § 312b Abs. 2 Satz 2 BGB Gewerberäume, in denen die 
Person, die im Namen oder Auftrag des Unternehmers handelt, ihre Tätigkeit 
dauerhaft oder für gewöhnlich ausübt, den Räumen des Unternehmers 
gleichgestellt. Diese Gleichstellung bezieht sich aber gerade nur auf 
Personen, die im Namen oder Auftrag des Unternehmers handeln, und 
nicht - wie hier - im Namen oder Auftrag des Verbrauchers. Eine Ana-
logie dahingehend, dass auch Geschäftsräume von Personen, die im 
Namen oder Auftrag des Verbrauchers handeln, den Geschäftsräumen 
des Unternehmers gleichgestellt werden, verbietet sich somit, da nicht 
von einer planwidrigen Regelungslücke ausgegangen werden kann, 
sondern der Wille des Gesetzgebers vielmehr eindeutig ist. Wenn der 
Unternehmer Geschäftsräume eines anderen Unternehmers nutzt, handelt 
es daher sich nicht um Geschäftsräume des handelnden Unternehmers (…).

Folglich waren auch die sachlichen Voraussetzungen des Widerrufsrechts aus 
§§ 312, 312b, 312g BGB erfüllt.

3. Kein Ausschluss des Rücktrittsrechts
Das Rücktrittsrecht darf nicht ausgeschlossen sein. Fraglich ist, ob die Bereichs-
ausnahme des § 312 II Nr. 3 BGB einschlägig ist.

[15] (…) Die Anwendung der Vorschrift ist auf das vorliegende Vertrags- 
verhältnis nicht gemäß § 312 Abs. 2 Nr. 3 BGB ausgeschlossen, da es sich  
bei dem Vertrag nicht um einen Bauvertrag im Sinne des § 650i BGB handelt. 
Es handelt sich offensichtlich nicht um den Bau eines neuen Gebäudes; 
auch stellen die geschuldeten Sanitärarbeiten keine Umbaumaß-
nahmen an einem bestehenden Gebäude dar.

Damit steht fest, dass das Widerrufsrecht bei Erklärung des Widerrufs bestand.

III. Einhaltung der Widerrufsfrist
K muss den Widerruf innerhalb der Widerrufsfrist erklärt haben. Daran 
bestehen erstens Zweifel, weil die Länge der Widerrufsfrist gem. § 355 II 1 BGB 
14 Tage ab Vertragsschluss beträgt. Zwischen dem Vertragsschluss und der 
Widerrufserklärung liegt hier ein Zeitraum von 7 Monaten. Zweitens könnte 
die Widerrufsfrist gem. § 356 IV 1 BGB erloschen sein.

[19] Der Widerruf wurde auch innerhalb der Widerrufsfrist erklärt. Da  
eine Belehrung des Klägers über sein Widerrufsrecht nicht erfolgt ist, hat 
die Widerrufsfrist gemäß § 356 Abs. 3 Satz 1 BGB nicht begonnen. 
Damit endet die Frist gemäß §§ 356 Abs. 2 Satz 2, 355 Abs. 2 Satz 2 BGB 
ein Jahr und zwei Wochen nach Vertragsschluss; diese Frist ist auf  
Grund des deutlich weniger als ein Jahr nach Vertragsschuss erklärtem 
Widerruf nicht abgelaufen. Der Widerruf ist auch nicht gemäß § 356 Abs. 4 
Satz  1 BGB erloschen, da die Beklagte die Ausführung ihrer Tätigkeiten 
nicht erst begonnen hat, nachdem der Kläger dazu seine ausdrückliche 
Zustim-mung gegeben hat und gleichzeitig seine Kenntnis davon bestätigt 

§ 312b II 2 BGB ist hier weder direkt 
noch analog anwendbar.

Kein Bauvertrag i.S.d. § 650i BGB

Mangels Widerrufsbelehrung begann 
die Widerrufsfrist nicht zu laufen, 
weshalb sich die Frist nach §§ 356 II 2, 
355 II 2 BGB richtet.

Die Voraussetzungen des § 356 IV 1 
BGB liegen nicht vor. 
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hat, dass er sein Widerrufsrecht bei vollständiger Vertragserfüllung durch 
die Beklagte verliert. Eine entsprechende Zustimmung hat der Kläger zu 
keiner Zeit erklärt.

Damit erfolgte der Widerruf auch fristgemäß. Der Widerruf wurde folglich 
wirksam erklärt.

IV. Einreden der B
Fraglich ist, ob B ein Anspruch auf Wertersatz zusteht. Einen solchen könnte 
B aufrechnen oder auch als Zurückbehaltungsrecht gem. § 273 BGB geltend 
machen.

[22] Der Beklagten steht gegen den Kläger auch kein Anspruch auf 
Wertersatz zu, den die Beklagte dem Anspruch des Klägers entgegenhalten 
könnte. Der dem Unternehmer gemäß § 357 Abs. 8 Satz 1 BGB zuste-
hende Wertersatz für die bis zum Widerruf erbrachte Leistung schuldet 
der Verbraucher gemäß § 357 Abs. 8 Satz 2 BGB nur, wenn der Unter-
nehmer den Verbraucher ordnungsgemäß über das Widerrufsrecht 
belehrt hat, woran es vorliegend fehlt.
[23] Der Beklagten steht gegen den Kläger auch kein Anspruch auf Wert-
ersatz gemäß oder analog § 357d BGB zu. Der geschlossene Vertrag ist 
wie dargelegt kein Verbraucherbauvertrag im Sinne von § 650l BGB, so dass 
eine Anwendung von § 357d BGB auf die vorliegende Konstellation bereits 
dem Grunde nach ausscheidet. Auch eine analoge Anwendung der Vor-
schrift ist nicht geboten. Dies würde einen klaren Widerspruch zum 
insoweit eindeutigen gesetzgeberischen Willen darstellen. Indem der 
Gesetzgeber in § 357d BGB ausdrücklich eine abweichende Regelung 
für Verbraucherbauverträge getroffen hat, jedoch für solche Ver-
träge, die Bauleistungen zum Gegenstand haben, aber die Schwelle 
des Verbraucherbauvertrages nicht erreichen, nicht (...), kann keine 
planwidrige Regelungslücke angenommen werden. Dies wäre aber 
Voraussetzung für eine Analogie. Damit scheidet, auch wenn das Ergebnis 
in Einzelfällen schwer erträglich erscheinen wird, die Begründung eines 
Wertersatzanspruchs durch analoge Anwendung der Vorschrift oder teleo-
logische Reduktion des § 357 Abs. 8 BGB für Verträge, die Bauleistungen 
zum Gegenstand haben, aus. § 357 Abs. 8 BGB stellt insoweit eine abschlie-
ßende Regelung dar (...).
[24] Dass die Beklagte vom Kläger die Herausgabe sämtlicher empfangener 
Leistungen dem Grunde nach gemäß §§ 355 Abs. 3 Satz 1, 357 Abs. 1 BGB 
verlangen kann, also die Rückgabe sämtlicher verbauter Materialen wie 
Rohre, Waschbecken, Duschen, Armaturen etc., gleich, ob diese infolge  
des Einbaus zu wesentlichen Bestandteilen des Gebäudes geworden sind 
(..), kann hier dahinstehen, da sich die Beklagte auf diesen Anspruch 
nicht berufen und ihn insbesondere (noch) nicht als ihr zustehende 
Einrede eines Zurückbehaltungsrechts (§ 320 BGB bzw. § 273 BGB) 
geltend gemacht hat und das Zurückbehaltungsrecht auch nicht von 
Amts wegen Berücksichtigung findet (...).

C. Ergebnis
K hat gegen B einen Anspruch aus § 355 III BGB auf Rückzahlung der geleis-
teten 7.173,60 € Zug um Zug gegen Rückübereignung und Rückgabe der von 
ihm bezeichneten Gegenstände.

Mangels Widerrufsbelehrung kein 
Wertersatzanspruch gem. § 357 VIII 
BGB

§ 357 VIII BGB ist eine abschließende 
Regelung für Bauleistungen, die 
nicht innerhalb eines Verbraucher-
bauvertrages geschuldet werden.

Kein Wertersatz gemäß oder analog 
§ 357d BGB

FAZIT
•	 Wenn der Unternehmer Geschäfts- 

räume eines anderen Unter-
nehmers nutzt, handelt es sich 
nicht um Geschäftsräume des han-
delnden Unternehmers. §  312b 
BGB findet Anwendung.

•	 Schließen ein Bauunternehmer 
und ein Verbraucher einen Vertrag 
über Bauleistungen, welche nicht 
die Schwelle des Verbraucher-
bauvertrages gem. § 650i BGB 
überschreiten, richtet sich im 
Falle des Widerrufs die Werter-
satzpflicht des Verbrauchers allein 
nach § 357 VIII BGB. § 357d findet 
mangels Regelungslücke keine 
Anwendung. 

Problem: Ausschluss der Ansprüche aus §§ 812 ff. BGB 
gem. § 817 S. 2 BGB
Einordnung: Bereicherungsrecht

LG Wuppertal, Urteil vom 04.04.2022
2 O 218/20

EINLEITUNG
Zwischen den Urteilen einzelner Zivilkammern der Landgerichte gibt es große 
Unterschiede, was den Umfang und die Tiefe der rechtlichen Ausführungen  
in den Entscheidungsgründen angeht. § 313 III ZPO lässt den Spruchkörpern 
und den in ihnen tätigen Richtern und Richterinnen einen gewissen Spielraum. 
Über das Online-Casino aus Malta, das mit einem deutschsprachigen Auftritt 
im Internet um Kunden aus Deutschland wirbt, urteilte bereits das LG Köln in 
RA 12/2021, 630 ff. Zur Vorbereitung auf die Lektüre des hier besprochenen 
Falles empfiehlt sich ein Blick in die o.g. Entscheidung. Das vorliegende Urteil 
rechtfertigt seine Aufnahme in die RA durch die klar abweichende und sehr 
ausführlich begründete Meinung zur Kondiktionssperre des § 817 S. 2 BGB. 
Es wird nicht mehr lange dauern, bis ein OLG über diese Rechtsfragen ent-
scheidet, die mehr Menschen zu betreffen scheinen, als man vermutet.

SACHVERHALT
Der in Wuppertal lebende K nahm im Zeitraum vom 09.08.2018 bis mind-
estens zum 12.05.2020 über die deutschsprachige Internetdomain der B, eines 
maltesischen Anbieters, am Onlineglücksspiel der B teil. K spielte von seiner 
Wohnung aus. B ist von der maltesischen Glücksspielaufsichtsbehörde lizen-
siert, in Deutschland hat sie keine Erlaubnis zum Angebot von Onlineglückss-
pielen im Sinne des § 4 GlüStV. Im Rahmen der von ihm gewählten Glücksspiele 
zahlte der K in dem genannten Zeitraum insgesamt 15.480 € an B, wobei er die 
Beträge überwiegend von seinem Girokonto direkt an die Beklagte überwies 
und zu einem geringeren Anteil Gutscheine nutzte, die er zuvor mit Geld von 
seinem Girokonto erworben hatte. Bei der Teilnahme an den Spielen gewann 
er in demselben Zeitraum insgesamt einen Betrag von 5.650 €, die B auf sein 
Girokonto überwies. K ist der Meinung, B schulde ihm die Zahlung des Differenz-
betrages zwischen der von ihm eingezahlten Gesamtsumme und der von B an 
ihn ausgezahlten Gesamtsumme in Höhe von 9.830 €, weil das Veranstalten und 
Vermitteln von öffentlichen Glücksspielen in Nordrhein-Westfalen verboten 
und die Verträge zwischen ihm und der Beklagten mithin nichtig seien. Hierzu 
behauptet er, gedacht zu haben, das Online-Glücksspiel sei legal. K möchte vor 
einem deutschen Gericht klagen. B meint, es sei weder ein deutsches Gericht 
zuständig noch deutsches Recht anwendbar. Zu Recht? 

Anmerkung: § 4 IV GlüStV lautet:
§ 4 Allgemeine Bestimmungen zur Erlaubniserteilung
(...)
(4) 1 Eine Erlaubnis für öffentliche Glücksspiele im Internet darf nur für den Eigen-
vertrieb und die Vermittlung von Lotterien, für die Veranstaltung, Vermittlung und 
den Eigenvertrieb von Sportwetten und Pferdewetten sowie für die Veranstaltung 
und den Eigenvertrieb von Online-Casinospielen, virtuellen Automatenspielen 
und Online-Poker erteilt werden. 2 Im Übrigen sind das Veranstalten und das Ver-
mitteln öffentlicher Glücksspiele im Internet verboten.

LEITSATZ
1.	 Verlangt der Kläger von einem im 

Ausland ansässigen Glücksspiel- 
unternehmen die Rückzahlung 
seiner beim Onlineglücksspiel 
getätigten Zahlungen in der 
Höhe, in der ihm hierbei Verluste 
entstanden sind, ist ein Rückzah-
lungsanspruch ausgeschlossen. 
Die generalpräventive Wirkung 
des § 817 Satz 2 BGB wirkt sich in 
diesen Fällen auch auf Ansprüche 
aus, die aus dem Widerruf der 
Glücksspielverträge resultieren.

2.	 Verhält sich der Kläger, der sich 
nach § 285 StGB strafbar gemacht 
hat, ebenso vorwerfbar wie die 
Beklagte, die durch ihr Angebot 
den Straftatbestand des §  284 
StGB verwirklicht hat, entspricht 
die beiderseitige Rechtsschutz-
verweigerung aus § 817 Satz 2 
BGB dem Grundanliegen dieser 
Kondiktionssperre. Soweit der 
Kläger vorträgt, angenommen 
zu haben, dass die von der 
Beklagten angebotenen Spiele in 
Deutschland gesetzlich erlaubt 
seien, handelt es sich um einen 
vermeidbaren Verbotsirrtum i.S.d. 
§ 17 StGB, der sich auf die recht-
liche Bewertung nicht auswirkt.

3.	 Weil sich praktisch im Internet 
nicht verhindern lässt, dass 
deutsche Teilnehmer Seiten von 
Glücksspielanbietern im Ausland 
besuchen, erführe der deutsche 
Teilnehmer an solchen Glücks-
spielen einen ganz besonderen 
Anreiz zur Teilnahme, wenn er 
wüsste, dass diese ohne jedes 
finanzielle Risiko bliebe. Ein solches 
Ergebnis liefe dem Schutzzweck 
des Glücksspielstaatsvertrages, 
Spiel- und Wettsucht zu verhindern 
und den Spieltrieb in geordnete 
Bahnen zu lenken, zuwider. 




